
EG 13

EG 14

EG 15
bauen aufeinander auf;
gemeinsame Voraussetzungen sind…

abgeschl. wissenschaftl. Hochschulstudium + qualifizierende Tätigkeit „andere Bewerberin/anderer Bewerber“
• ohne Vorliegen d. formalen Voraussetzungen,
• Laufbahnbefähigung durch Lebens- u. Berufserfahrung,
• Befassung Landespersonalausschuss erforderlich, hier 

aber nicht erfolgt [   ]

o d e r

wissenschaftl. Hochschulen qualifizierende Tätigkeit

• Universitäten [   ],
• Techn. Hochschulen [   ],
• andere, wenn nach Landesrecht als wissenschaftl. HS anerkannt [   ],
• Fachhochschulen [    ], wenn Master Zugang zu Laufbahngruppe 2,

2. Einstiegsamt (ehem. höherer Dienst) eröffnet

Laufbahn „Allgemeine Dienste“ Laufbahn „Wissenschaftliche Dienste“

Studiengänge mit überwiegend 
• verwaltungswissenschaftlichen [   ], 
• sozialwissenschaftlichen [   ], 
• politikwissenschaftlichen [   ] oder 
• wirtschaftswissenschaftlichen [   ] Inhalten; 
• Statistik/Informatik/naturwissenschaftliche Studiengänge m. 

informationstechnischer oder kommunikationstechnischer Prägung [   ]
[lfd. Nr. 14, Anlage 4 zu § 25 NLVO; andere offensichtlich nicht einschlägig]

Büroleitung = Wissenschaftlicher Dienst? [   ]
Erwerb d. Eignung f. Büroleitung durch Studium „Taxation“? [   ]
Üblicherweise die Laufbahnen der
• Biologen [   ], 
• Chemiker [   ], 
• Physiker [   ] oder 
• akademischen Räte [   ];
[lfd. Nr. 11 d. Anlage 4 zu § 25 NLVO u. Kommentierung]

Schematische Darstellung Gutachten RA Dr. Heiermann

A. Eingruppierung nach EG 15

u n d

= erfüllt/trifft zu;     = nicht erfüllt/trifft nicht zu

o d e r

Neben weiteren Voraussetzungen:
mindestens für eine Dauer von 
3 Jahren, wenn keine Ausnahme-
regelung in Anlage 4 zu § 25 NLVO [   ]



EG 15

B. Zuordnung zu Erfahrungsstufe 4

Prämisse: Eingruppierung in EG 15 hätte erfolgen dürfen (s. dazu aber oben A.)

= erfüllt/trifft zu;     = nicht erfüllt/trifft nicht zu

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

fehlt (§ 16 Abs. 2 Satz 1 TV-L)

§ 16 Abs. 2 TV-L: Kriterium einschlägige Berufserfahrung
• mindestens ein Jahr
• einschlägig ist eine berufliche Erfahrung in der übertragenen 

oder einer auf die Aufgabe bezogen entsprechenden Tätigkeit  
(identische Wertigkeit; Nr. 1 der Protokollerklärung zu 
§ 16 Abs. 2 TV-L); hier: 

beim selben Arbeitgeber
(§ 16 Abs. 2  Satz 2 TV-L)

bei einem anderen Arbeitgeber
(§ 16 Abs. 2 Satz 3 TV-L)

Deckung des Personalbedarfs
(§ 16 Abs. 2 Satz 4 TV-L)

außer wenn

Anrechnung jeder förderlichen beruflichen Tätigkeit;
Voraussetzungen:
• Bewerbermangel (regional o. fachlich) [   ] und

• Gewinnung ausreichend qualifizierten Personals unter 
normalen finanziellen Bedingungen nicht möglich [   ]

§ 16 Abs. 2a TV-L: bei Einstellung
 in unmittelbarem Anschluss an ein

Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst

• TV-L-Stufe d. vorherigen 
Arbeitgebers kann ganz o. teilw. 
angerechnet werden

• Berücksichtigung vorheriger Stufen 
und Zeiten setzt aber voraus, dass 
die vorherige und die neue 
übertragene Tätigkeit gleichwertig
sind [   ]



C. Zulässigkeit der rückwirkenden Zahlung der außertariflichen Vergütung nach B2 NBesG

Prämisse: Eingruppierung in EG 15 hätte erfolgen dürfen (s. dazu aber oben A.)

= erfüllt/trifft zu;     = nicht erfüllt/trifft nicht zu

• StS-Runde zur Vorbereitung d. Kabinettssitzung am 21.11.2023
• später: Einwilligung Finanzminister in Neuregelung

Kabinettsbeschluss zum Personalverzeichnis

11:48h Übersendung Antwort StK an Rundblick

13:44h AL‘in VD (MF) erbittet Freigabe zum Versand der Neuregelung

13:50h Freigabe durch StS‘in MF

13:54h Versand Neuregelung an StK und die obersten Landesbehörden „mit der 

Bitte um Kenntnisnahme und Beachtung“; Inkrafttreten der Neuregelung

Entscheidung CdS, C. rückwirkend zum 1. August höher zu vergüten
(Protokoll 3. Sitzung 25. PUA am 23.05.2024 | öffentlicher Teil | Seite 23)

I.   Zeitlicher Ablauf

Anfrage Rundblick

Abstimmung Antwort an Rundblick (CdS / StS‘in MF);

CdS-/StK-Formulierung „[…] hat das Finanzministerium [!] gegenüber der Staatskanzlei u.a. vorgeschlagen,

auf die […] sog. fiktive Nachzeichnung des Werdegangs künftig zu verzichten“ durch MF gestrichen



C. Zulässigkeit der rückwirkenden Zahlung der außertariflichen Vergütung nach B2 NBesG [Fortsetzung]

Prämisse: Eingruppierung in EG 15 hätte erfolgen dürfen (s. dazu aber oben A.)

= erfüllt/trifft zu;     = nicht erfüllt/trifft nicht zu

II.   Einwilligungserfordernis / Neuregelung

a) grundsätzlich

§ 40 LHO erfordert u.a. bei über- und außertariflichen Leistungen 
unabdingbar die Einwilligung (= vorherige Zustimmung) des MF. Die 
bloße Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit zusätzlicher Ausgaben 
reicht aus; tatsächliche finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt 
sind nicht erforderlich, und eine Veranschlagung ausreichend 
hoher Haushaltsmittel ist unerheblich.

Mit der Neuregelung vom 1. Dezember 2023 verzichtet MF nicht 
auf dieses Erfordernis. Bei Vorliegen der von ihm formulierten 
Bedingungen (s. „c)  Neuregelung“) gilt seine Einwilligung als erteilt. 
Das Vorliegen der Voraus-setzungen ist von der jeweiligen obersten 
Landesbehörde in eigener Verantwortung zu prüfen.

b) Einzeleinwilligung

Erforderlich? [    ]

Erteilt? [    ]

c) Neuregelung

Bedingungen MF 

„Diese Einwilligung [§ 40 Abs. 1 Satz 1 LHO] gilt künftig in den Fällen 
als erteilt, in denen die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

1. Die außertarifliche Vergütung wird für die Wahrnehmung 
einer Funktion in einer obersten Landesbehörde vereinbart, 
die beamtenrechtlich in der Spanne zwischen den 
Besoldungsgruppen A16 und B2 NBesG zu bewerten ist,   [     ]

2. die Vereinbarung erfolgt unter Verwendung eines der beiden 
Vertragsmuster und in Höhe der Bezüge von dieser 
Bewertung entsprechenden Beamten,   [     ]

3. die betreffende Person erfüllt die für das entsprechende 
Statusamt beamtenrechtlich erforderlichen Bildungsvoraus-
setzungen,   [     ]

4. die erforderlichen finanziellen Mittel stehen im betroffenen 
Einzelplan zur Verfügung.“   [     ]

Einwilligung in rückwirkende aT-Zahlung für MF vorstellbar [    ]

Einwilligung in rückwirkende aT-Zahlung erteilt [    ]

Absicht einer rückwirkenden aT-Zahlung von StK [    ]
kommuniziert?

Einwilligung in rückwirkende aT-Zahlung von MF [    ]
erteilt oder als Möglichkeit gewollt?
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